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Volkshochschuldaten  
im kommunalen Weiterbildungsmonitoring

Weiterbildung  
entscheidet sich vor Ort

Dieter Gnahs

Die kommunale und regionale Bildungsberichterstattung hat in den 
letzten Jahren einen erheblichen Bedeutungszuwachs erfahren. Die 
öffentliche Aufmerksamkeit richtet sich dabei vor allem auf die mit Bil-
dungsmonitoring vermeintlich ermöglichten interkommunalen Vergleiche 
und Rankings. Dass es der methodisch umstrittene Deutsche Lernatlas 
(DIE berichtete in Heft III/2012, S. 9) auf die Titelseite des SPIEGEL 
geschafft hat, legt davon beredt Zeugnis ab. Der folgende Beitrag mahnt 
eher zur Vorsicht. Er erklärt, warum die Kommune für die Gestaltung 
von Bildung eine zentrale Rolle spielt und was vom Bildungsmonitoring 
hierfür erwartet werden kann. Insbesondere widmet er sich, dem 50. 
Geburtstag entsprechend, dem Beitrag der Volkshochschul-Statistik zum 
kommunalen Weiterbildungsmonitoring.

»Beginnt die Bildungsrepublik vor Ort?« 
Diese titelgebende Frage (Wernstedt/
John-Ohnesorg 2010) ist inzwischen 
längst positiv beantwortet: Kommu-
nales Bildungsmanagement wird von 
vielen Bürgermeistern und Landräten 
als Aufgabe wahrgenommen, weil nur 
so dauerhafte Struktureffekte erzielt 
werden können. Politisch flankiert und 
unterstützt werden derartige Aktivitäten 
zum Beispiel durch die wegweisende 
Aachener Erklärung des Deutschen 
Städtetages aus dem Jahre 2007, mit 
der eine staatlich-kommunale Verant-
wortungsgemeinschaft im Bildungsbe-
reich eingefordert wird. Dort heißt es: 
»Den Städten kommt in der kommunalen 
Bildungslandschaft eine zentrale Rolle 
bei der Steuerung und Moderation der 
zielorientierten Zusammenarbeit zu. Als 
Grundlage für regionale Steuerung und 
Qualitätssicherung sollte ein umfassen-
des Bildungsmonitoring als integriertes 
Berichtswesen von Bildungsverläufen 
vor Ort gemeinsam von Kommunen 
und Ländern entwickelt werden« (Deut-

scher Städtetag 2007, S. 2). Schon seit 
Beginn der 1980er Jahre findet eine 
Regionalisierung der Politik statt, eine 
Entwicklung, die sich aus vielfältigen 
Ursachen speist. Zu nennen sind zum 
Beispiel eine neue Sicht auf die Regio-
nalentwicklung (von der exogenen zur 
endogenen Strategie; Informationen zur 
Raumentwicklung, vgl. BMBau 1982), 
Impulse aus der europäischen Regio-
nalförderung (gezielte Förderung von 
besonders betroffenen Gebieten) und 
eine nachlassende Wirksamkeit 
zentralstaatlicher Interventi-
onen (vgl. ausführlich Gnahs 
2010). Diese Trends werden im 
Besonderen für die Bildungs-
politik durch Förderansätze 
des Bundes (Lernende Regio-
nen, Lernen vor Ort) und der 
Länder (z.B. Hessencampus, 
Regionale Bildungsnetze in 
Nordrhein-Westfalen, Impuls-
programm Bildungsregionen 
in Baden-Württemberg, Bil-
dungsnetzwerke in Berlin und 

Brandenburg) weiter verfestigt (vgl. 
Wernstedt/John-Ohnesorg 2010; Klein/
Wohlfart 2008; Gnahs u.a. 2009; Kähl-
brandt/Lohre 2009). In Anbetracht 
des mittlerweile unbestrittenen Struk-
turwandels erscheint es plausibel, 
dass Kommunen die Herausforderung 
»Kommunalisierung der Bildungspolitik« 
annehmen. Das Leitbild Lebenslanges 
Lernen bedingt, dass die Bildungssektor 
übergreifende Zusammenarbeit und die 
darüber hinaus gehende Einbeziehung 
anderer zivilgesellschaftlicher Bereiche 
(wie z. B. der Wirtschaft, der Kultur, des 
Sports) intensiviert werden, weil nur so 
die ökonomisch und gesellschaftlich 
nötige Stärkung des Humanpotenzials 
erreicht werden kann. Die Nutzung von 
Synergien aus Vernetzung im kommu-
nalen Raum kommt der heute auf EU 
und nationaler Ebene angestrebten 
Verbesserung der Beschäftigungsfä-
higkeit (employability), der Erweiterung 
des Möglichkeitsraums zur persönli-
chen Entfaltung und der Ausweitung 
der gesellschaftlichen Teilhabe glei-
chermaßen zugute und bleibt zugleich 
auch anschlussfähig an traditionelle, 
humanistisch geprägte Bildungsvorstel-
lungen.
Im Kontext dieser kommunalisierten 
Bildungspolitik spielt natürlich auch die 
Weiterbildung eine zentrale Rolle, da sie 
für kommunalpolitisches Handeln auf-
grund ihrer Flexibilität und inhaltlichen 
Vielfalt einen hohen Grad von Wirksam-
keit mit Blick auf die unterschiedlichen 
Politikfelder (Integration, Arbeitsmarkt, 
Wirtschaftsförderung etc.) verspricht. 
Die Kommunen verfügen mit den Volks-

hochschulen zudem selbst über 
Herzlichen Glückwunsch zum Jubilä­um der VHS-Statistik! Für unsere VHS ist sie ein wesentlicher Baustein des Benchmarkings und der strategischen Planung. Wir wünschen uns, dass die Statistik auch weiterhin ausgebaut wird und zukünftig im Sinne von Vergleichsringen 

Daten zur Verfügung gestellt werden können, die von 
den einzelnen Volkshochschulen dynamisch genutzt 
werden können. Allen Machern an dieser Stelle vielen 
Dank und weiterhin viel Energie!
Achim Puhl, Geschäftsführender Leiter der  VHS Menden-Hemer-Balve

Online: http://www.diezeitschrift.de/42012/berichterstattung-03.pdf
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Einrichtungen, auf die sie direkt Einfluss 
nehmen können. Ein weiterer Vorteil 
der Volkshochschulen besteht darin, 
dass sie über eine vergleichsweise gut 
ausgebaute regionalisierbare Statistik 
verfügen, die schon seit Jahrzehnten 
die Leistungsfähigkeit dieser Einrich-
tungsgruppe in Zahlen abbildet. Dieser 
Zuschnitt (differenziert, regionalisiert, 
als Zeitreihe lieferbar) macht die Volks-
hochschuldaten auch für ein kommuna-
les Bildungsmonitoring interessant. In 
dem im Rahmen des Projektes »Lernen 
vor Ort« eingesetzten Anwendungsleit-
faden sind 15 auf Weiterbildung bezo-
gene Indikatoren aufgeführt, von denen 
sich elf auf die Volkshochschulen als 
kommunale Weiterbildungseinrichtung 
beziehen, drei auf die arbeitsmarktbezo-
gene Weiterbildung, die durch die Bun-
desagentur für Arbeit gefördert wird (vgl. 
Statistisches Bundesamt/Statistisches 
Landesamt Baden-Württemberg/DIE 
2008, S. 179ff.). Allein diese Proportio-
nen belegen den hohen Stellenwert der 
Volkshochschul-Statistik.
In den bisher vorliegenden kommu-
nalen Bildungsberichten dominiert 
thematisch nicht die Weiterbildung, 
sondern die Bereiche »Schule« und 
»frühkindliche Bildung«, genießen 
offenbar politisch eine höhere Priorität 
(vgl. Gnahs/Weiß 2012, S. 61ff.). In 
den Berichten allerdings, die Weiterbil-
dung aufgreifen, stehen die VHS-Daten 
für eine meist noch eher deskriptive 
Analyse im Blickpunkt. Zwei Beispiele 
mögen dies illustrieren.
Im Rheingau-Taunus-Kreis (2010) wer-
den die Zahlen für die Volkshochschule 
Rheingau-Taunus e.V. unter drei Blick-
winkeln ausgewertet (vgl. ebd., S. 69ff.). 
Zum einen wird die thematische Struk-
tur der örtlichen Volkshochschule mit 
der aller hessischen Volkshochschulen 
verglichen. Deutlich wird dabei, dass der 
Programmbereich »Arbeit – Beruf« zwei 
Drittel des Unterrichtsstundenvolumens 
und 40 Prozent der Teilnehmerfälle 
umfasst, Werte, die weit über dem hes-
sischen Durchschnitt liegen. Zum ande-
ren werden regionale Versorgungsgrade 
(Teilnahmefälle je 1.000 Einwohner) 
verglichen. Der errechnete Wert liegt 

im Mittelfeld vergleichbarer Landkreise 
und unter dem Durchschnitt des Lan-
des. Schließlich wird die Struktur der 
Teilnahmefälle nach Geschlecht im 
Zeitablauf betrachtet. Festgestellt wird 
ein Abschmelzen der Frauenanteile von 
73,1 Prozent in 2000 auf 66,8 Prozent 
in 2008.
Auch die Stadt Trier nutzt die Volkshoch-
schuldaten bei ihrer Bildungsberichter-
stattung (2011). Der Schwerpunkt liegt 
auf einer intensiven Kundenanalyse. So 
wird die Altersstruktur der Teilnahme-
fälle mit der der Bevölkerung verglichen, 
die Programmbereiche werden mit Blick 
auf die Geschlechtsstruktur der Teil-
nehmenden analysiert. Ein besonderer 
Akzent ist die kleinräumige Betrachtung 
(Stadtteilebene) mit dem zentralen 
Ergebnis: »Je stärker ein Bezirk sozial 
belastet ist, desto weniger nutzt die 
Bevölkerung die Volkshochschule (Kor-
relation r = -.53)« (ebd., S. 81).
Schon diese beiden kommunalen Bei-
spiele verdeutlichen die Nutzbarkeit 
und die Nützlichkeit der VHS-Daten 
für weitreichende Beschreibungen 
und Analysen. Die referierten Befunde 
zeigen auch auf, in welcher Weise die 
berechneten Kennzahlen und die vor-
genommenen Vergleiche den Entschei-
dungsträgern in der Einrichtung und in 
der Kommune Hinweise auf Stärken und 
Schwächen und damit auch auf Hand-
lungserfordernisse geben.
Die unbestreitbaren Vorzüge einer sol-
chen datengestützten Analyse werden 
aber durch die Tatsache relativiert, dass 
die anderen Anbieter (z.B. kirchliche 
und gewerkschaftliche Bildungseinrich-
tungen) nicht über vergleichbare Daten 
verfügen und somit die vollständige 
Erfassung der Weiterbildung auf kom-
munaler Ebene erschwert wird. Einige 
Städte (z.B. Köln, Offenbach) haben 
deshalb eigene Erhebungen initiiert, um 
diese Datenlücken zu schließen. Auch 
ist positiv hervorzuheben, dass fast alle 
im Programm »Lernen vor Ort« beteilig-
ten Kommunen in Zukunft dem Weiter-
bildungsbereich stärkere Beachtung 
schenken wollen.
Trotz dieser insgesamt positiven 
Einschätzung bleibt auch Skepsis 

angebracht. Gerade für den Weiter-
bildungsbereich, aber auch für die 
übrigen non-formalen und informellen 
Lernwelten können erst befriedigende 
Ergebnisse erzielt werden, wenn die 
Datenlage verbessert wird. Regionale 
Datenbanken können dabei entschei-
dende Impulse setzen. Zudem müsste 
die kommunale Weiterbildungsstatistik 
alle Einrichtungen, die als Anbieter in 
den Grenzen der betrachteten Kom-
mune agieren, erfassen.

Es ist weiter zu fragen, ob die Kommu-
nen ausgerechnet in einer Phase großer 
finanzieller Engpässe die Kraft aufbrin-
gen können, konzeptionelles Neuland 
zu betreten. Auch die eingeforderte 
ressortübergreifende Sicht fällt ver-
mutlich dann besonders schwer, wenn 
Einsparbemühungen die Reduktion auf 
das absolut Notwendige verlangen und 
freiwillige Aufgaben als erstes beschnit-
ten werden.
Des Weiteren sind die Kommunen in 
Deutschland mit Blick auf das kommu-
nale Bildungsmanagement auf einem 
sehr unterschiedlichen Entwicklungs-
stand: Große Städte haben aufgrund 
ihrer größeren und differenzierten 
Ressourcen im Regelfall deutlich mehr 
Möglichkeiten als Landkreise und kleine 
Städte. Es besteht die Gefahr, dass sich 
durch »unterschiedliche Geschwindig-
keiten« bei der Umsetzung die sowieso 
schon bestehenden Ungleichheiten in 
der regionalen Versorgung mit Bildung 
weiter vertiefen.

Als (Mit-)Entwickler des 

elektronischen Erfas­

sungs- und Auswertesys­

tems zur VHS-Statistik 

sowie langjähriger 

»Dateneintreiber« 

freue ich mich über 

deren kontinuierliche Erschei­

nungsweise und gratuliere zum 50. 

Jahrgang recht herzlich. Möge die 

VHS-Statistik auch zukünftig ihren 

Stellenwert und ihre Bedeutung 

behalten.

Gerhard Reitz, 

ehem. DIE-Mitarbeiter

Online: http://www.diezeitschrift.de/42012/berichterstattung-03.pdf
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Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass 
die zum Governance-Ansatz gehörende 
Notwendigkeit von Monitoring und Con-
trolling jeweils auch unter Nutzen-Kos-
ten-Erwägungen beurteilt werden muss. 
Es gibt vielfältige Belege dafür, dass der 
Nettonutzen von Evaluationen systema-
tisch überschätzt wird (vgl. zusammen-
fassend Frey 2006). Damit ist nicht nur 
gemeint, dass Evaluationen Arbeitsauf-
wand – und damit nicht unerhebliche 
Kosten – bedeuten, sondern auch, dass 
sie zu negativen Nebenwirkungen in 
Form falscher Prioritätensetzungen oder 
Fehllenkungen von Ressourcen führen 
können.
Die kommunale Weiterbildungssteue-
rung mittels Bildungsmonitoring muss 
den explizit erhobenen Maßstab der 
Daten- und Evidenzbasierung auch 
gegen sich selbst gelten lassen (vgl. 
Gnahs/Weiß 2012, S. 67). Helmut Fend 
formuliert für das entsprechende Schul-
management: »Die Neue Steuerung 
steht im Kontext einer Auffassung, nach 
der Veränderungen und Entwicklungen 
im Bildungswesen auf der Grundlage 
ihrer nachgewiesenen Wirksamkeit, also 
›evidence-based‹ erfolgen sollen. Die-
sem Anspruch muss sie sich konsequen-
terweise in gleicher Weise aussetzen« 
(Fend 2011, S. 9).
Im Besonderen ist der Rationalitäts-
gewinn solcher Verfahren in Frage zu 
stellen, zumindest aber zu relativieren, 
da die vorhandenen und den Entschei-
dungsprozessen zugrunde liegenden 
Informationen keinesfalls von allen 
Akteur/inn/en in gleicher Weise inter-
pretiert werden, geschweige denn zu 
gleichen Konsequenzen führen. »Gäbe 
es keine Spielräume des Entscheidens, 
wäre das Evaluationswissen nicht 
Medium der praktischen Entscheidung, 
sondern würde diese technokratisch 
ersetzen« (Kuper 2008, S. 323). Den 
Entscheidungen vorgelagert sind Pro-
zesse der Wissenskonstruktion und 
-rekonstruktion, sind Aushandlungspro-
zesse, die auch interessengesteuert 
sind bzw. sein können. Dies ist neben 
den Vorteilen der Datenbasierung von 
Entscheidungsprozessen relativierend 
anzufügen. Bildungsmonitoring ersetzt 

nicht die wertgebundene und ethisch 
fundierte politische Entscheidung, 
ersetzt nicht den Streit um die beste 
Lösung und den Kampf um demokra-
tisch legitimierte Mehrheiten, es unter-
stützt diese Prozesse.
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Abstract
Ausgehend von der Aachener Erklärung 
des Deutschen Städtetags zur Verant-
wortung der Kommunen im Bildungsbe-
reich führt der Beitrag ein in das Thema 
kommunales Bildungsmonitoring. Für 
die Weiterbildungsberichterstattung vor 
Ort, die insgesamt noch wenig ausge-
baut ist, spielt die Volkshochschul-Sta-
tistik eine wichtige Rolle. Anhand zweier 
Beispiele (Rheingau-Taunus-Kreis und 
Stadt Trier) wird expliziert, welchen 
Nutzen die Daten entfalten. Sie liefern 
Entscheidungsträgern in der Einrichtung 
und in der Kommune Hinweise auf Stär-
ken und Schwächen und damit auch auf 
Handlungserfordernisse. Gleichwohl, so 
der Beitrag weiter, sind dem Potenzial 
kommunalen Bildungsmonitorings Gren-
zen gesetzt, einmal aufgrund der noch 
immer unzureichenden Datenlage, aber 
auch theoretischer Art: Evidenzbasierte 
Instrumente des Monitorings haben 
unterstützenden Charakter und können 
Entscheidungen niemals ersetzen.
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